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Kommentar zum jüngsten Suizidhilfe-Entscheid  
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
Das schweizerische Recht sagt nicht genügend klar, in welchen Fällen Suizidhilfe er-
laubt ist. Aus diesem Grund hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
eine Verletzung der Europäischen Menschenrechtskonvention durch die Schweiz 
festgestellt. Dieser Beitrag erörtert die rechtlichen Implikationen dieses Urteils. Der 
folgende Beitrag von Alex Mauron betrachtet die ethischen Implikationen.
Vorgeschichte
«Eine deutliche Mehrheit der Kantone, Parteien und 
interessierten Organisationen hat sich in der Ver-
nehmlassung für eine ausdrückliche Regelung der 
organisierten Suizidhilfe auf Bundesebene ausgespro-
chen.» Dieser Satz stammt aus einer Medienmittei-
lung des Eidgenössischen Justiz- und Polizeideparte-
ments (EJPD) aus dem Jahr 2010, nachdem das Ver-
nehmlassungsverfahren zu einer Neuregelung der 
Suizidhilfe im Strafgesetzbuch abgeschlossen war 
[1]**. Gestützt darauf beauftragte der Bundesrat das 
Departement, bis Ende 2010 eine Botschaft mit Ge-
setzesentwurf auszuarbeiten. Im Juni 2011 folgte so-
dann die Kehrtwende, indem der Bundesrat ent-
schied, auf eine Regelung der organisierten Suizid-
hilfe im Strafrecht zu verzichten [2]. Was war 
geschehen?
Abgesehen von Änderungen in der personellen 
Zusammensetzung des Bundesrates und auch an der 
Spitze des EJPD ergab schon die Vernehmlassung, 
dass eine Regelung zwar von einer deutlichen Mehr-
heit befürwortet wurde, dass man sich aber über den 
Inhalt einer solchen alles andere als einig war. Zur 
Auswahl standen ein absolutes Verbot der organisier-
ten Suizidhilfe [3], was mit Blick auf die Gefühlslage 
im Volk von vornherein kaum umsetzbar erschien, 
sowie eine detaillierte Regelung der Voraussetzungen 
für die Straflosigkeit [4]. Wie bereits in früheren An-
läufen hatte sich der Bundesrat auf das Strafrecht be-
schränkt und kam zum Ergebnis, dass die vorgeschla-
gene Bestimmung lediglich die Verpflichtungen kon-
kretisiert hätte, die sich ohnehin aus dem geltenden 
Recht ergeben (Art. 115 StGB). Daran ist nichts auszu-
setzen.
Eine andere Frage ist jedoch, ob das Strafrecht das 
richtige Gefäss für eine Regulierung der organisierten 
Suizidhilfe ist. Die Regeln, die das Bundesgericht bis-
her angewendet hat, stammen von der Schweizeri-
schen Akademie der Medizinischen Wissenschaften 
(SAMW). Es handelt sich dabei nicht um staatliches 
Recht, sondern um Standesrecht. Obwohl diese Richt-
linien in der Schweiz – so weit ersichtlich – relativ 
breit akzeptiert sind, wirft die Regelung eines so zen-
tralen Themas durch (demokratisch nicht legitimier-
tes) Standesrecht grundsätzliche Fragen auf. Da sich 
die SAMW-Richtlinien auf die Suizidhilfe am Lebens-
ende beschränken, bleibt zudem unklar, wie mit 
dem Suizidwunsch von Personen umzugehen ist, die 
sich nicht am Lebensende befinden.
Urteil des EGMR
Genau dieses Problem hat sich nun im Fall manifes-
tiert, der vor wenigen Wochen durch den Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) ent-
schieden wurde: Eine 82-jährige urteilsfähige Frau 
möchte seit mindestens acht Jahren sterben, befindet 
sich aber unbestrittenermassen noch nicht am Le-
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Commentaire sur le dernier arrêt 
de la Cour européenne des droits 
de l’homme relatif à l’assistance 
au suicide 
La volonté de réglementer l’assistance au suicide 
n’est pas nouvelle, mais sa concrétisation a jusqu’ici 
échoué notamment parce que l’on s’est contenté 
d’aborder cette question sous l’angle du droit pénal. 
De ce fait, les bases légales actuellement en vigueur 
comportent des lacunes et laissent certaines ques-
tions en suspens, en particulier celle de savoir si 
l’assistance au suicide est également admise pour 
les personnes qui ne se trouvent pas en situation de 
fin de vie. Forte de cette constatation, la Cour euro-
péenne des droits de l’homme (CEDH) a demandé à 
la Suisse d’élaborer des directives claires et exhaus-
tives concernant l’accès de ces personnes à une subs-
tance mortelle.     
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bensende im Sinne der SAMW-Richtlinien. Mehrere 
Ärzte lehnten die Verschreibung des todbringenden 
Mittels (Na trium-Pentobarbital) nicht aus Gewis-
sensgründen ab, sondern weil sie standesrechtliche 
Konsequenzen befürchteten. Die Frau gelangte in der 
Folge an die Gesundheitsdirektion des Kantons Zü-
rich, welche die Verschreibung ebenfalls ablehnte 
und deren Entscheid vom Zürcher Verwaltungsge-
richt [5] und vom Bundesgericht [6] bestätigt wurde. 
Zuletzt wandte sie sich an den EGMR, machte eine 
Verletzung ihres (gestützt auf ein früher ergangenes 
Urteil des EGMR [7] bestehenden) Rechts auf Wahl 
von Art und Zeitpunkt der Lebensbeendigung gel-
tend und verlangte die Verschreibung des Natrium-
Pentobarbitals.
In seinem Urteil vom 14. Mai 2013 erkennt der 
EGMR eine Verletzung von Artikel 8 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention [8] (Recht auf Achtung 
des Privat- und Familienlebens) durch die Schweiz, 
indem diese nicht genügend klare Leitlinien im Hin-
blick auf den Umfang des Rechts auf Lebensbeendi-
gung bereitstellt [9]. Dies habe dazu geführt, dass 
sich die Beschwerdeführerin in einem Zustand der 
Angst und Ungewissheit wiedergefunden habe [10].
Der Gerichtshof äussert sich explizit nicht dazu, 
wie eine allfällige Regulierung aussehen soll [11], 
und lässt damit grundsätzlich auch die Möglichkeit 
offen, für solche Fälle eine Verschreibung zu verbie-
ten [12]. Die Schweiz verletzt gemäss Urteilstext die 
Menschenrechtskonvention einzig dadurch, dass sie 
bis heute keine genügend klare Regulierung für sol-
che Fälle erlassen hat. Dies ist – entgegen der Bericht-
erstattung in der NZZ vom 15. Mai 2013 [13] – nicht 
als Kampfansage an das Richterrecht zu verstehen: 
Beanstandet wurde nämlich nicht etwa eine fall-
orientierte Entscheidungsfindung, sondern das Feh-
len jeglicher Anhaltspunkte für den Umgang mit sol-
chen Fällen und die daraus folgende Unsicherheit für 
die betroffenen Menschen, aber auch für weitere Ak-
teure wie namentlich die mitwirkenden Ärztinnen 
und Ärzte.
Der Gerichtshof hat es darüber hinaus auch abge-
lehnt, eine Verschreibung von Natrium-Pentobarbital 
im konkreten Fall anzuordnen [14]. Stattdessen hat er 
darauf hingewiesen, dass es das Ziel der Europäischen 
Menschenrechtskonvention sei, die darin festge-
schriebenen Rechte und Freiheiten durch die Mit-
gliedstaaten und deren Rechtssysteme zu gewähr-
leisten.
Rechtsfolgen des Urteils
Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass die Schweiz 
eine Verweisung an die Grosse Kammer des EGMR 
beantragt hat [15]. Der Antrag wird angenommen, 
wenn die Rechtssache nach Auffassung eines fünf-
köpfigen Ausschusses eine schwerwiegende Frage 
von allgemeiner Bedeutung aufwirft. In diesem Fall 
bliebe  abzuwarten, wie die Grosse Kammer mit 17 
Richtern entscheidet. Ansonsten ist die Schweiz ver-
pflichtet, das Urteil des Gerichtshofes vom 14. Mai 
2013 zu befolgen.
An dieser Stelle soll nicht darüber spekuliert wer-
den, wie die Grosse Kammer entscheiden könnte. 
Es sei lediglich darauf hingewiesen, dass das Urteil 
mit 4 zu 3 Stimmen gefällt worden ist und dass die 
Schweizer Richterin mit der Mehrheit gestimmt hat. 
Unbestritten dürfte sein, dass es zur Frage der Regu-
lierung der (organisierten) Suizidhilfe eine gesamt-
gesellschaftliche Diskussion braucht. Diese ist jetzt 
mit dem – nur schon deshalb zu begrüssenden – Ur-
teil des EGMR wieder lanciert. Indem der EGMR auf 
die Schwierigkeiten der politischen Konsensfindung 
in ethischen Fragen verweist [16], deutet er an, dass 
die Entwicklung von Leitlinien durch das Bundes-
gericht nicht genügen dürfte und dass es eine gesetz-
liche Regelung braucht.
Auch wenn der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte offenlässt, ob ein Gesetz im formellen 
Sinn (und nicht nur eine Verordnung) erlassen wer-
den muss, ist festzuhalten, dass eine Anpassung durch 
den Bundesrat ohne Mitwirkung des Parlaments [17] 
keine Lösung sein kann. Eine allfällige Liberalisierung 
der Regeln für die Verschreibung von Natrium-Pento-
barbital bedürfte einer Änderung des Heilmittelgeset-
zes [18], das verlangt, dass beim Umgang mit Heil-
mitteln die Gesundheit des Menschen nicht gefähr-
det wird. Die Verschreibung einer tödlichen Dosis 
Natrium-Pentobarbital widerspricht somit den allge-
meinen Bestimmungen des aktuell gültigen Gesetzes 
[19].
Eine Anpassung der gesetzlichen Regelungen zur Suizidhilfe durch den Bundesrat  
ohne Mitwirkung des Parlaments dürfte keine Lösung sein.
Beanstandet wurden das Fehlen jeglicher Anhaltspunkte 
für den Umgang mit solchen Fällen und die daraus 
resultierende Unsicherheit für die Betroffenen.
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